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付録：各国のインターネットカフェ関連法令原文集 
 

付録１：ドイツ 
（１）「青少年保護法」（連邦法）（２．３節で翻訳した箇所のみを抜粋） 
 
Jugendschutzgesetz(JuSchG) 
Bekanntmachung vom 23. Juli 2002 
 
Abschnitt 1 Allgemeines 
§ 1  Begriffsbestimmungen 
 
§ 2  Prüfungs- und Nachweispflicht 
 (1)  Soweit es nach diesem Gesetz auf die Begleitung durch eine 
erziehungsbeauftragte Person ankommt, haben die in § 1 Abs. 1 Nr. 4 genannten 
Personen ihre Berechtigung auf Verlangen darzulegen. Veranstalter und 
Gewerbetreibende haben in Zweifelsfällen die Berechtigung zu überprüfen. 
(2)  Personen, bei denen nach diesem Gesetz Altersgrenzen zu beachten sind, haben ihr 
Lebensalter auf Verlangen in geeigneter Weise nachzuweisen. Veranstalter und 
Gewerbetreibende haben in Zweifelsfällen das Lebensalter zu überprüfen. 
 
§ 3  Bekanntmachung der Vorschriften 
(1)  Veranstalter und Gewerbetreibende haben die nach den §§ 4 bis 13 für ihre 
Betriebseinrichtungen und Veranstaltungen geltenden Vorschriften sowie bei 
öffentlichen Filmveranstaltungen die Alterseinstufung von Filmen oder die 
Anbieterkennzeichnung nach § 14 Abs. 7 durch deutlich sichtbaren und gut lesbaren 
Aushang bekannt zu machen. 
(2)  Zur Bekanntmachung der Alterseinstufung von Filmen und von Film- und 
Spielprogrammen dürfen Veranstalter und Gewerbetreibende nur die in § 14 Abs. 2 
genannten Kennzeichnungen verwenden. Wer einen Film für öffentliche 
Filmveranstaltungen weitergibt, ist verpflichtet, den Veranstalter bei der Weitergabe 
auf die Alterseinstufung oder die Anbieterkennzeichnung nach § 14 Abs. 7 hinzuweisen. 
Für Filme, Film- und Spielprogramme, die nach § 14 Abs. 2 von der obersten 
Landesbehörde oder einer Organisation der freiwilligen Selbstkontrolle im Rahmen des 
Verfahrens nach § 14 Abs. 6 gekennzeichnet sind, darf bei der Ankündigung oder 
Werbung weder auf jugendbeeinträchtigende Inhalte hingewiesen werden noch darf die 
Ankündigung oder Werbung in jugendbeeinträchtigender Weise erfolgen. 
 
Abschnitt 2 Jugendschutz in der Öffentlichkeit 
§ 4  Gaststätten 
§ 5  Tanzveranstaltungen 
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§ 6  Spielhallen, Glücksspiele 
(1)  Die Anwesenheit in öffentlichen Spielhallen oder ähnlichen vorwiegend dem 
Spielbetrieb dienenden Räumen darf Kindern und Jugendliche nicht gestattet werden. 
(2)  Die Teilnahme an Spielen mit Gewinnmöglichkeit in der Öffentlichkeit darf 
Kindern und Jugendlichen nur auf Volksfesten, Schützenfesten, Jahrmärkten, 
Spezialmärkten oder ähnlichen Veranstaltungen und nur unter der Voraussetzung 
gestattet werden, dass der Gewinn in Waren von geringem Wert besteht. 
 
§ 7  Jugendgefährdende Veranstaltungen und Betriebe 
§ 8  Jugendgefährdende Orte 
§ 9  Alkoholische Getränke 
§ 10  Rauchen in der Öffentlichkeit, Tabakwaren 
 
Abschnitt 3 Jugendschutz im Bereich der Medien 
Unterabschnitt 1 Trägermedien 
§ 11  Filmveranstaltungen 
§ 12  Bildträger mit Filmen oder Spielen 
§ 13  Bildschirmspielgeräte 
§ 14  Kennzeichnung von Filmen und Film- und Spielgrogrammen 
§ 15 Jugendgefährdende Trägermedien 
 
Unterabschnitt 2 Telemedien 
§ 16  Sonderregelung für Telemedien 
Regelungen zu Telemedien, die in die Liste jugendgefährdender Medien nach § 18 
aufgenommen sind, bleiben Landesrecht vorbehalten. 
 
Abschnitt 4 Bundesprüfstelle für jugendgefährdende Medien  
§ 17  Name und Zuständigkeit  
§ 18  Liste jugendgefährdender Medien  
§ 19  Personelle Besetzung 
§ 20  Vorschlagsberechtigte Verbände 
§ 21  Verfahren 
§ 22  Aufnahme von periodischen Trägermedien und Telemedien 
§ 23  Vereinfachtes Verfahren 
§ 24  Führung der Liste jugendgefährdender Medien 
§ 25  Rechtsweg 
 
Abschnitt 5 Verordnungsermächtigung 
§ 26  Verordnungsermächtigung 
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Abschnitt 6 Ahndung von Verstößen 
§ 27  Strafvorschriften 
 
§ 28  Bußgeldvorschriften 
(1)  Ordnungswidrig handelt, wer als Veranstalter oder Gewerbetreibender vorsätzlich 
oder fahrlässig 
1.   entgegen § 3 Abs. 1 die für seine Betriebseinrichtung oder Veranstaltung geltenden 
Vorschriften nicht, nicht richtig oder nicht in der vorgeschriebenen Weise bekannt 
macht, 
2.   entgegen § 3 Abs. 2 Satz 1 eine Kennzeichnung verwendet, 
3.   entgegen § 3 Abs. 2 Satz 2 einen Hinweis nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig 
gibt, 
4.   entgegen § 3 Abs. 2 Satz 3 einen Hinweis gibt, einen Film oder ein Film- oder 
Spielprogramm ankündigt oder für einen Film oder ein Film- oder Spielprogramm 
wirbt, 
7.   entgegen § 6 Abs. 1 einem Kind oder einer jugendlichen Person die Anwesenheit in 
einer öffentlichen Spielhalle oder einem dort genannten Raum gestattet, 
8.   entgegen § 6 Abs. 2 einem Kind oder einer jugendlichen Person die Teilnahme an 
einem Spiel mit Gewinnmöglichkeit gestattet, 
 (5)  Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu fünfzigtausend Euro 
geahndet werden. 
 
Abschnitt 7 Schlussvorschriften 
§ 29  Übergangsvorschriften 
 
§ 30  Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
 (1)  Dieses Gesetz tritt an dem Tag in Kraft, an dem der Staatsvertrag der Länder 
über den Schutz der Menschenwürde und den Jugendschutz in Rundfunk und 
Telemedien in Kraft tritt.  
 
 
（２）「営業規則」（連邦法）（２．３節で翻訳した箇所のみを抜粋） 
 
Gewerbeordnung GewO 
 
Ausfertigungsdatum: 21.06.1869 
Vollzitat: 
"Gewerbeordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Februar 1999 (BGBl. I 
S. 
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202), zuletzt geändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 7. September 2007 (BGBl. I S. 
2246)" 
Stand: Neugefasst durch Bek. v. 22.2.1999 I 202; 
zuletzt geändert durch Art. 9 G v. 7.9.2007 I 2246 
 
Titel I Allgemeine Bestimmungen 
Titel II Stehendes Gewerbe 
I. Allgemeine Erfordernisse 
II. Erfordernis besonderer Überwachung oder Genehmigung 
B. Gewerbetreibende, die einer besonderen Genehmigung bedürfen 
§ 33i Spielhallen und ähnliche Unternehmen 
(1) Wer gewerbsmäßig eine Spielhalle oder ein ähnliches Unternehmen betreiben will, 
das 
ausschließlich oder überwiegend der Aufstellung von Spielgeräten oder der 
Veranstaltung 
anderer Spiele im Sinne des § 33c Abs. 1 Satz 1 oder des § 33d Abs. 1 Satz 1 oder 
der gewerbsmäßigen Aufstellung von Unterhaltungsspielen ohne Gewinnmöglichkeit 
dient, bedarf der Erlaubnis der zuständigen Behörde. Die Erlaubnis kann mit einer 
Befristung 
erteilt und mit Auflagen verbunden werden, soweit dies zum Schutze der 
Allgemeinheit, 
der Gäste oder der Bewohner des Betriebsgrundstücks oder der Nachbargrundstücke 
vor Gefahren, erheblichen Nachteilen oder erheblichen Belästigungen erforderlich ist; 
unter 
denselben Voraussetzungen ist auch die nachträgliche Aufnahme, Änderung und 
Ergänzung 
von Auflagen zulässig. 
(2) Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn 
1. die in § 33c Abs. 2 oder § 33d Abs. 3 genannten Versagungsgründe vorliegen, 
2. die zum Betrieb des Gewerbes bestimmten Räume wegen ihrer Beschaffenheit oder 
Lage 
den polizeilichen Anforderungen nicht genügen oder 
3. der Betrieb des Gewerbes eine Gefährdung der Jugend, eine übermäßige 
Ausnutzung des Spieltriebs, schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes oder sonst eine nicht zumutbare Belästigung der 
Allgemeinheit, der Nachbarn oder einer im öffentlichen Interesse bestehenden 
Einrichtung befürchten läßt. 
 
Titel X Straf- und Bußgeldvorschriften 
Titel XI Gewerbezentralregister 




